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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zum nationalen Reformprogramm Belgiens 2015

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm Belgiens 2015

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 tiber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

gestutzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 16. November 2011 dber die Vermeidung und Korrektur makrotkonomischer
Ungleichgewichte?, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission®,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flir Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Am 26. Marz 2010 stimmte der Europdische Rat dem Vorschlag der Kommission zu,
eine neue Strategie flir Wachstum und Beschiftigung (,,Europa 2020°) auf den Weg
zu bringen, die sich auf eine verstarkte Koordinierung der Wirtschaftspolitik stutzt.
Der Schwerpunkt dieser Strategie liegt auf den Schlisselbereichen, in denen
MaRnahmen notwendig sind, um Europas Potenzial fir nachhaltiges Wachstum und
Wettbewerbsféhigkeit zu steigern.

(2) Am 13. Juli 2010 nahm der Rat auf der Grundlage der Vorschlage der Kommission
eine Empfehlung zu den Grundziigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Union (2010 bis 2014) an und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss uber
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Leitlinien fir besch&ftigungspolitische MaRnahmen der Mitgliedstaaten. Diese bilden
zusammen die ,integrierten Leitlinien”, denen die Mitgliedstaaten bei ihrer
nationalen Wirtschafts- und Beschaftigungspolitik Rechnung tragen sollen.

Am 8. Juli 2014 nahm der Rat eine Empfehlung zum nationalen Reformprogramm
Deutschlands 2014 an und gab eine Stellungnahme zum aktualisierten belgischen
Stabilitatsprogramm 2014 ab. Am 28. November 2014 legte die Kommission gemal
der Verordnung (EU) Nr. 473/2013° ihre Stellungnahme zur Ubersicht iiber die
Haushaltsplanung Belgiens 2015° vor.

Am 28. November 2014 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht” an, mit
dem das Europdische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung 2015
eingeleitet wurde. Am selben Tag nahm die Kommission auf der Grundlage der
Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an, in dem sie
Belgien als einen der Mitgliedstaaten nannte, fiir die eine eingehende Uberpriifung
durchgefuhrt werde.

Am 18. Dezember 2014 wurden die Prioritaten fur mehr Investitionen, beschleunigte
Strukturreformen und die Fortfihrung einer verantwortlichen wachstumsférdernden
Haushaltskonsolidierung vom Europdischen Rat untersttzt.

Am 26. Februar 2015 veroffentlichte die Kommission ihren L&nderbericht
Belgien 2015°. Darin wurden die Fortschritte Belgiens bei der Umsetzung der
landerspezifischen Empfehlungen vom 8. Juli 2014 bewertet. Der Landerbericht
enthilt auch die Ergebnisse der eingehenden Uberpriifung nach Artikel 5 der
Verordnung (EU) Nr. 1176/2011. Die Kommission gelangt aufgrund ihrer Analyse
zu dem Schluss, dass in Belgien makrookonomische Ungleichgewichte bestehen, die
politische Malinahmen und ein Monitoring erfordern. So weist insbesondere die
Entwicklung der internationalen Wettbewerbsféhigkeit von Waren nach wie vor
Risiken auf und soll weiterhin beobachtet werden, weil eine erneute
Verschlechterung die makrodkonomische Stabilitdt geféhrden wiirde. Weitere
MaRnahmen zur Sicherstellung der Konvergenz der Kostenparameter wirden den
Rickgang der Beschéaftigung in den Sektoren der handelbaren Giiter verlangsamen.
Gleichzeitig konnten spurbare Fortschritte bei der Minderung des historischen
Kostengefélles durch eine Verlagerung der Steuerlast vom Faktor Arbeit auf andere
Besteuerungsgrundlagen erleichtert werden. Die Staatsverschuldung ist unverandert
hoch, mehrere Faktoren halten jedoch damit verbundene makrodkonomische Risiken
im Rahmen.

Am 30. April 2015 tbermittelte Belgien sein nationales Reformprogramm 2015 und
sein Stabilitdtsprogramm 2015. Um wechselseitigen Zusammenhangen Rechnung zu
tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Belgien unterliegt derzeit der préventiven Komponente des Stabilitats- und
Wachstumspakts (SWP) und der Ubergangsregelung fiir den Schuldenabbau 2014-
2016. Am 27. Februar 2015 veroffentlichte die Kommission einen Bericht nach
Artikel 126 Absatz 3 AEUV, gegen den 2014 verstoRen wurde, da Belgien in den
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Jahren 2014-2015 keine ausreichenden Fortschritte im Hinblick auf die Einhaltung
der Schuldenregel und den Referenzwert fur das Haushaltsdefizit von 3 % des BIP
erzielt haben dirfte. Aus der Analyse ging hervor, dass das Schuldenstandskriterium
als zu dem Zeitpunkt erfiillt angesehen werden diirfte, und das das Uberschreiten des
Referenzwerts fiir das Defizit in der N&he des Referenzwerts bleibt bzw.
voriibergehend und ausnahmsweise erfolgt (aufgrund von Anderungen in der
Statistikmethode). Diese Analyse gilt grosso modo nach wie vor. In ihrem
Stabilitatsprogramm 2015 geht die Regierung von einer allmahlichen Verbesserung
des strukturellen Saldos aus, um bis 2018 einen strukturell ausgeglichenen Haushalt
zu erreichen. Der neu berechnete strukturelle Saldo** verweist jedoch fiir 2018 auf
ein strukturelles Defizit von 0,3% des BIP. Die Regierung geht nicht davon aus, das
mittelfristige Ziel, d. h. einen Uberschuss von 0,75 % des BIP in strukturellen
Zahlen, innerhalb des Programmzeitraums zu erreichen. Die gesamtstaatliche
Schuldenquote durfte 2015 einen Hdochststand von 106,9 % erreichen und bis 2018
allméhlich wieder auf 102 % zuriickgehen. Das den Haushaltsprojektionen zugrunde
liegende makrotkonomische Szenario ist plausibel. Die Malinahmen zur Behebung
der anvisierten Defizitziele ab 2016 wurden jedoch nicht hinreichend spezifiziert.
Auf der Grundlage der Frihjahrsprognose 2015 der Kommission dirfte das Netto-
Ausgabenwachstum 2015 dem Ausgabenrichtwert entsprechen. Fur die Jahre 2014-
2015 besteht jedoch ein Abweichungsrisiko, das vor allem aus dem Abrutschen im
Jahr 2014 resultiert. Bei unverénderter Politik droht eine erhebliche Abweichung
vom erforderlichen Anpassungspfad an das mittelfristige Ziel 2015-2016. Daher
werden in beiden Jahren weitere Malinahmen erforderlich sein. Auf der Grundlage
der Bewertung des Stabilitdtsprogramms und unter Bertcksichtigung der
Frihjahrsprognose 2015 der Kommission vertritt der Rat die Auffassung, dass das
Risiko besteht, dass Belgien den Stabilitats- und Wachstumspakt nicht einhalten
wird.

Die belgische Regierung hat eine umfassende Altersversorgungsreform
verabschiedet, die die Liicke zwischen dem tatsdchlichen und dem gesetzlichen
Rentenalter reduzieren und letzteres anheben soll. Das Frihverrentungsalter soll nach
2016 weiter angehoben werden und 2019 nach einer Mindestbeschaftigungsdauer
von 42 Arbeitsjahren bei 63 Jahren liegen. Langfristig soll das gesetzliche
Renteneintrittsalter von derzeit 65 auf 66 Jahre im Jahr 2025 und bis zum Jahr 2030
auf 67 Jahre angehoben werden. Ferner ist geplant, zu einem auf
Anrechnungspunkten aufbauenden Rentensystem mit Anpassungsmechanismen
Uberzugehen, die demografischen oder wirtschaftlichen Entwicklungen wie einer
hoheren  Lebenserwartung  oder  Verdnderungen  beim  demografischen
Belastungsquotienten Rechnung tragen. Eine erfolgreiche Konsolidierungsstrategie,
die die Auswirkungen einer alternden Bevoélkerung auf den Haushalt ausgleichen und
die langfristige Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen gewahrleisten soll, hangt von
der raschen Umsetzung dieser Altersversorgungsreform ab. In Anbetracht der
Tatsache, dass es bislang nur wenige Anreize zur Aufrechterhaltung der
Beschéftigungsfahigkeit &lterer Arbeitnehmer gibt, missen diese Rentenreformen
durch MaRnahmen zur Beschaftigungsforderung und Arbeitsmarktreformen
untermauert werden, die das aktive Altern beglinstigen.
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Das belgische Steuersystem zeichnet sich durch eine hohe Gesamtsteuerbelastung,
relative hohe Steuersétze und enge Bemessungsgrundlagen aus. Vor allem der Faktor
Arbeit wird stark besteuert. Dies fuhrt zu hohen, der Schaffung von Arbeitsplatzen
zuwider laufenden  Arbeitskosten, und grolRen  Steuerkeilen, die zu
Arbeitslosigkeitsfallen fiihren. Um den hohen Steuersdtzen zumindest teilweise
entgegen zu wirken, werden die Steuerbemessungsgrundlagen in der Regel durch
zahlreiche  spezifische  Ausnahmen, Abschldge, geminderte Sétze und
Steueraufwendungen beschnitten, die zu Effizienzverlusten und Verzerrungen sowie
maoglichen Schlupflochern fiihren. Bestimmte Merkmale des Steuersystems wirken
sich nachteilig auf die Umwelt aus. In Anbetracht dieser Schwéachen wurde Belgien
mehrmals empfohlen, sein Steuersystem zu vereinfachen und neu zu gestalten, um
die Steuerlast auszugleichen, Steuerlocher zu stopfen und die mitunter schadliche
Differenzierung aufgrund von Steuernischen zu verringern. Bislang wurden
begrenzte Fortschritte auf dem Weg zu einer umfassenden Steuerreform erzielt, die
u.a. die Verlagerung weg von der Besteuerung des Faktors Arbeit auf weniger
wachstumsstorende Steuerbemessungsgrundlagen beinhalten sollten. Zu den
ausbaufahigen Grundlagen zédhlen die Besteuerung von Umwelt und Verbrauch und
bestimmte Formen der Ertrdge aus Finanzvermogenswerten. Eine Verlagerung der
Besteuerung weg vom Faktor Arbeit bei gleichzeitiger Ausweitung der
Steuerbemessungsgrundlagen  (Uberpriifung  bestehender  Steuervorschriften,
Subventionen, Ausnahmen und Abschldge) konnte die Gesamtbilanz des
Steuersystems verbessern sowie die Beschaftigungs-, Wettbewerbsféhigkeits-,
Gesellschafts- und Umweltziele untermauern und einer Steuerflucht sowie einer
aggressiven Steuerplanung entgegen wirken.

Die Strukturprobleme, die den belgischen Arbeitsmarkt pragen, fiihren auch
weiterhin dazu, dass das Arbeitskréaftepotenzial zu wenig ausgeschopft wird, sowie
zu niedrigen aggregierten Beschaftigungs- und Erwerbsquoten. Diese Situation ist
hauptséchlich das Ergebnis einer schwachen Verknupfung von Lo6hnen und
Gehaltern mit der Produktivitdt und wvon finanziellen Anreizen fir die
Nichterwerbstatigkeit. Auch mangelt es Belgien an hochqualifizierten Arbeitskraften,
und es Dbesteht ein Qualifikationsungleichgewicht. In den verschiedenen
Regierungsvereinbarungen wird auf die Notwendigkeit eines verstarkten
Zusammenspiels der Akteure im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung
sowie der Beschéaftigung verwiesen. So sollen die Sprach-, die Berufs- und die
Schulausbildung verbessert und eine alternative Ausbildung fiir Studenten und
Arbeitslose angeboten werden. Bislang sind jedoch nur wenige Fortschritte zu
verzeichnen. Die Auswirkungen dieser strukturellen Faktoren auf bestimmte
Gruppen auf dem Arbeitsmarkt, wie etwa junge und &ltere Arbeitslose und Menschen
mit Migrationshintergrund, sind besonders ausgepragt.

Belgiens geddmpfte internationale Wettbewerbsféhigkeit birgt fir die Wirtschaft
weiterhin makrookonomische Risiken. Ein Problem sind diesbeziiglich die hohen
Arbeitskosten, die im Durchschnitt Gber denen der Nachbarstaaten liegen. Das
Lohnwachstum muss starker an die Produktivitdt gekoppelt werden, und die
Lohnfestsetzung muss flexibler erfolgen, um das Anpassungspotenzial der Wirtschaft
zu steigern. Mit einigen gezielten Malinahmen sollten die Arbeitskosten fiir
bestimmte Gruppen gesenkt und die Kluft zwischen Brutto- und Nettoléhnen am
unteren Ende der Lohnskala verringert werden. Zu einer vollstdndigen Beseitigung
dieser Kluft bedarf es aber weiterer MalRnahmen, die wiederum von den Reformen
des Lohnfestsetzungsystems abhangen. Die Herausbildung eines Kostennachteils
geht mit Arbeitsplatzverlusten einher und wird schlieB8lich zu einer Korrektur fiihren,
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sollte die Situation fortbestehen. Andere wichtige Kostenfaktoren fiir Unternehmen
sind die Energiekosten und die Kosten fir Zwischendienstleistungen, die stark
reguliert und vom Wettbewerb abgeschottet sind. Auch besteht ein betrachtlicher
Handlungsspielraum fir die Verbesserung der nicht-preislichen internationalen
Wettbewerbsfahigkeit. Zur Erhaltung und zum Ausbau des derzeitigen Stands des
Gemeinwohls muss Produktivitdtszuwachsen mehr Gewicht verliehen werden. Dazu
bedarf es einer nachhaltigen Férderung von Produkten und damit verbundener
Dienstleistungen an hoherer Stelle in der Wertschopfungskette auf der Grundlage
verbesserter Leistungen auf dem Gebiet der Innovation und einer besseren Nutzung
von FuE-Erkenntnissen. Verwaltungshemmnisse sollten abgebaut und Malinahmen
zur Forderung des Unternehmertums und der  wirtschaftlichen
Entfaltungsmoglichkeiten ergriffen werden. Die sehr niedrige Quote von
Neugriindungen l&sst auf ein Geschaftsklima schlielen, dass neuen Téatigkeiten und
der Expansion nicht zutrdglich ist. Der zunehmende Wettbewerb im Einzelhandel
und bei den Dienstleistungen der freien Berufe stellt ebenfalls eine Herausforderung
dar. Eine Beseitigung von Engpéssen bei der 6ffentlichen Infrastruktur sowie die
Verbesserung der Qualitdt und Adaquanz von Kapitalbeteiligungen mittels
zusétzlicher Investitionen insbesondere in die Infrastruktur auf Stralle und Schiene
wirde die Gesamtproduktivitat des Landes ebenfalls steigern.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Belgiens umfassend analysiert und diese Analyse im Lé&nderbericht 2015
verOffentlicht. Sie hat auch das Stabilitdtsprogramm wund das nationale
Reformprogramm sowie die MalRnahmen zur Umsetzung der an Belgien gerichteten
Empfehlungen der VVorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine
auf Dauer tragfdhige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Belgien
berlcksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische
Steuerung der Europdischen Union insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte
Vorgaben fur kunftige nationale Entscheidungen zu verstarken, auch deren
Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. Inre Empfehlungen
im Rahmen des Européischen Semesters spiegeln sich in den nachstehenden
Empfehlungen 1 bis 4 wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm
Belgiens gepriift; seine Stellungnahme' hierzu spiegelt sich insbesondere in der
nachstehenden Empfehlung 1 wider.

Vor dem Hintergrund der eingehenden Uberpriifung durch die Kommission und
dieser Bewertung hat der Rat das nationale Reformprogramm und das
Stabilitatsprogramm geprift. Seine Empfehlungen gemaR Artikel 6 der Verordnung
(EU) Nr. 1176/2011 spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 4 wider.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission auch die
Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets insgesamt analysiert. Gestiitzt auf
diese Analyse hat der Rat spezifische Empfehlungen an die Mitgliedstaaten gerichtet,
deren Wahrung der Euro ist. Belgien sollte auch die vollstandige und fristgerechte
Umsetzung dieser Empfehlungen sicherstellen —
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Gemal Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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EMPFIEHLT, dass Belgien 2015 und 2016:

1.

eine Haushaltskorrektur von mindestens 0,6 % des BIP in Richtung auf das
mittelfristige Ziel fir 2015 und 2016 vornimmt; unerwartete Mehreinnahmen nutzt,
um die 6ffentliche Schuldenquote auf einen angemessenen Abwartspfad zu bringen;
die Altersversorgungsreform mittels einer Verknlpfung des gesetzlichen
Renteneintrittsalters an die Lebenserwartung ergénzt; sich auf eine durchsetzbare
Streuung der haushaltspolitischen Ziele auf alle Regierungsebenen einigt;

eine  umfassende Steuerreform annimmt und umsetzt, mit der die
Steuerbemessungsgrundlage ausgeweitet, die Steuerlast vom Faktor Arbeit auf
andere Grundlagen verlagert und ineffiziente Steueraufwendungen beseitigt werden;

die Funktionsweise des Arbeitsmarktes verbessert, indem finanzielle Anreize zum
Fernbleiben vom Arbeitsmarkt vermindert, der Zugang zum Arbeitsmarkt fir
bestimmte Gruppen verbessert und Qualifikationsdefizite und Schieflagen
angegangen werden;

die Wettbewerbsfahigkeit wieder herstellt, indem in Abstimmung mit den
Sozialpartnern und im Einklang mit nationalen Gepflogenheiten sichergestellt wird,
dass die Entwicklung der Lohne und Gehélter der Produktivitatsentwicklung folgt.

Geschehen zu Brussel am [...]

Im Namen des Rates
Der Prasident/Die Prasidentin
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

